
Von Barbara Fröschl und 
Michael Gehmacher 

Im Februar 2004 hat die Eu-
ropäische Kommission einen
Richtlinienvorschlag zur Neu-
regelung von “Dienstleistun-
gen im Binnenmarkt” vorge-
legt: die “Bolkestein-Richtli-
nie”. Ziel dieser Maßnahme ist
es, EU-weit einheitliche Rege-
lungen für Dienstleistungen zu
schaffen. Unternehmen soll es
möglich werden,überall Dienst-
leistungen zu erbringen, ohne
die gesetzlichen Vorschriften
des jeweiligen Landes zu erfül-
len. Im Klartext bedeutet das
einen EU internen Wettbewerb
um die schlechtesten Arbeits-
bedingungen, die niedrigsten
Umweltstandards und den ge-
ringsten KonsumentInnen-
schutz. Leidtragende werden
vor allem ArbeitnehmerInnen,
Arbeitslose, sozial Schwache
und insbesondere Frauen sein.

Knackpunkt ist das sog.
“Herkunftslandprinzip”, nach
dem bei grenzüberschreiten-
der Leistungserbringung Fir-
men nur noch den Gesetzen
ihres Herkunftslandes unter-
liegen. Das würde bedeuten,
dass es für Unternehmer mög-
lich und lukrativ wird, sich in
Ländern mit niedrigen Sozi-
alstandards anzusiedeln und
die Dienstleistungen im Nach-
barland anzubieten. Dies führt
zu einem - nach Aussagen der

Kommission - durchaus beab-
sichtigten “Wettbewerb der Sy-
steme”.

Die Sozialstandards 
werden  ausgehebelt!

EU-Kommission und viele
Politiker behaupten, dass bei
Sozialstandards  die Regelun-
gen (etwa Kollektivverträge)
des Landes gelten, in dem die
Dienstleistung erbracht wird.
Das ist falsch!

Indem die Kontrolle und
Durchsetzung  an das Her-
kunftsland delegiert wird,
muss beispielsweise eine tsche-
chische Heimhilfe, die in Öster-
reich pflegt, dann vor einem
tschechischen Gericht öster-
reichische Löhne einklagen.
Darüber hinaus plant die EU-
Kommission den nächsten An-
griff: Einen einheitlichen Nie-
drigstandard-Katalog auch für
Sozialstandards. Dieser soll
dann gegenüber dem Recht
einzelner EU-Staaten bevor-
zugt werden.

Wien ist 
Bolkesteinvorreiter!! 

Die “Bolkestein-Richtlinie”
macht Druck auf den öffent-
lichen Dienstleistungsbereich,
wie z. B. den Gesundheitsbe-
reich, Müllabfuhr usw.. Weite-
re Privatisierungen und Aus-
gliederungen werden die Folge

sein. Mit weiteren Verschlech-
terungen der Arbeitsbedin-
gungen ist zu rechnen (mit
dem Argument, wettbewerbs-
fähig bleiben zu müssen).
Auch die jüngsten Ausgliede-
rungen der Gemeinde Wien
sind unter dem Blickwinkel
von “Bolkestein” zu sehen. So
wurden z.B. mit 1. Juli 2004
große Teile der öffentlichen
Sozialverwaltung in den Berei-
chen Altenpflege, Behinder-
tenwesen, Wohnungshilfe und
anderen in den “Fonds Soziales
Wien” ausgegliedert. (siehe
Vorwärts 143). Wird die Bol-
kesteinrichtlinie Realität, kön-
nen EU-weit Unternehmer so-
ziale Dienstleitungen in Wien
anbieten, die Standards müs-
sen dann nicht mehr den För-
derrichtlinien des FSW bzw.
der Gemeinde Wien entspre-
chen. Durch den Einsparungs-
druck der Gemeinde und das
EU-Gebot für politisch Ver-
antwortliche, das billigste An-
gebot zu nehmen, werden ver-
stärkt Billigstanbieter zum Zug
kommen. Für Menschen in So-
zialberufen bedeutet das mehr
Druck auf Kollektivverträge,
Betriebsvereinbarungen und
Arbeitszeitregelungen. Die Si-
tuation im Pflege- und Sozial-
bereich ist für die Arbeitneh-
merInnen oft prekär: Die Ar-
beitszeiten sind häufig unre-
gelmäßig, so kann z. B. das
Pflegepersonal in Krankenan-

stalten bis zu 13 Stunden an ei-
nem Tag eingesetzt werden.
Oft werden keine Vollzeitar-
beitsplätze angeboten, die Ein-
kommen sind niedrig und die
Aufstiegschancen sind gering.

Frauen besonders 
stark betroffen  

Im Pflege und Sozialbereich
arbeiten vor allem Frauen. In
Heimen und Krankenhäusern
sind es über 80%, in der mobi-
len Betreuung über 95%, be-
sonders in den niedrigeren Po-
sitionen. Die immer weiter
auseinander gehenden Löhne
von Männern und Frauen sind
stark durch die unterschiedlich
gute Bezahlung von klassi-
schen Männer- und Frauenbe-
rufen zu erklären. Es sind schon
beim Berufseinstieg deutliche
Einkommensnachteile von
Frauen gegenüber gleichaltri-
gen Männern auffällig: So ver-
dienen Frauen zwischen 15
und 19 Jahren im Durch-
schnitt um 17,6% weniger als
gleichaltrige Männer und zwi-
schen 20 und 24 Jahren 18,9%.
Gerade der Sozial- und Pflege-
bereich ist ein gutes Beispiel
für einen klassischen “Frauen-
beruf”. Gerade durch dieses
Beispiel wird klar, wie die Ein-
kommensunterschiede zwi-
schen Männern und Frauen
unter anderem zustande kom-
men. So liegt das durchschnitt-

liche Einstiegsgehalt für eine
Altenfachbetreuerin bei 820
Euro netto und für eine Pflege-
helferin bei 1.000 Euro netto
(allerdings nur bei seltenen
Vollzeitjobs). Dabei ist zu be-
denken, dass die Aufstieg-
schancen in diesem Bereich ge-
ring sind.

Gewerkschaften 
sind gefordert!

Noch ist Bolkestein nicht in
Kraft. Durch den gemeinsa-
men Widerstand von Gewerk-
schaften, ArbeitnehmerInnen
und einer kämpferischen
Frauenbewegung kann die
Richtlinie noch verhindert
werden. Dazu  braucht es auch
eine Alternative: 1) Mindest-
lohn, Mindestarbeitslose und
Mindestpension 1.100 Euro
netto! Gerade im Pflege und
Sozialbereich sieht man gut,
wie wichtig ein Mindestlohn
von 1.100 Euro netto wäre.
Auch für die Realisierung der
Forderung nach gleichem
Lohn für gleichwertige Arbeit
ist ein entsprechend hoher
Mindestlohn eine entschei-
dende Voraussetzung. 2)
Rücknahme von und Kampf
gegen jede Privatisierung und
Ausgliederung. 3) Umvertei-
lung in den Sozialbereich - z.B.
durch Wertschöpfungsabgabe.

M e h r  I n f o r m a t i o n e n  a u f w w w . s l p . a t & w w w . s o c i a l i s t w o r l d . n e t

Österreich 

30 Jahre Fristenlösung:
Terror wieder alltäglich

Betroffene kämpfen immer
noch mit hohen Kosten und
dem Terror der radikalen 
Abtreibungsgegner. Seite 2

Betrieb & Gewerkschaft

Flexible Arbeitszeit:
Massive Lohnverluste

Die Industrie fordert erneut
die 60h-Woche und eine tägli-
che Arbeitszeit bis zu 12 Stun-
den. Durch wegfallende Über-
stundenzuschläge drohen da-
durch zusätzlich noch massive
Einkommensverluste.

Seite 3

Schwerpunkt 

Rassismus: Fakten
gegen rechte Hetzer 

In Zeiten der zunehmenden
Krise kommt die Hetze gegen
MigrantInnen wieder in politi-
sche Mode. Doch die Fakten
sprechen eine klare Sprache:
Rassismus nützt nur den
Unternehmern. Seiten 4/5

Internationales

Solidarität mit den
Mondi-ArbeiterInnen in
Ruzomberok, Slowakei

Der Österreich-Ableger des
Papierkonzerns Mondi (ehem.
Neusiedler) geht im slowaki-
schen Ruzomberok brutal
gegen aktive Gewerkschafter-
Innen vor. Seite 7
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Bolkestein: Frauen bleiben auf der Strecke - Wo bleiben die Gewerkschaften?  
Widerstand gegen die neue EU-Richtlinie dringend notwendig

Neuer Anschlag auf Frauen:

EU will niedrigere

Löhne erzwingen! 
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Sallmutter: 
Ein müder Rebell geht

von Sonja Grusch

Hans Sallmutter,
seit 1971 GPA-An-
gestellter und seit
1994 ihr Vorsitzen-
der, tritt ab. In den
80er- und 90er- Jah-

ren galt er als unbequem. 2001
entfernte ihn die Regierung per
Gesetz als Präsident des Haupt-
verbands der Sozialversiche-
rungsträger, und er wurde zur
Gallionsfigur gewerkschaftli-
cher Anti-Regierungsproteste.
Nun geht er in Pension.Verliert
die Gewerkschaft einen Linken?  

Sallmutter hat kantige Sager
von sich gegeben, ist durch Kri-
tik an SPÖ und manchmal
auch am ÖGB aufgefallen.
Aber letztlich hat er sich in sei-
ner konkreten Politik nicht we-
sentlich von den “rechten” Tei-
len der ÖGB-Bürokratie unter-
schieden. Sallmutter geht mit
60 in Pension. In der GPA-Zei-
tung “Kompetenz” meint er
dazu: “Es stimmt mich aber
sehr nachdenklich, dass vielen
Menschen, die genauso viel ge-
arbeitet haben, der Zugang zur
Pension verwehrt wird.” Ich
glaube ihm das zwar, aber wa-
rum hat er dann als ÖGB-Vize-
präsident der “ÖGB-Formel”
65/45/80 zugestimmt? Sall-
mutter wird eine Pension von
6.000,–  Euro brutto beziehen
und auf Grund seines hohen
Einkommens in den letzten
Jahrzehnten konnte er sich
noch zusätzlich finanziell absi-
chern. Abschläge sind für ihn
kein (finanzielles) Problem.
Das Beispiel Pension zeigt, dass
moralischer Protest nicht
reicht.

Sallmutter hat, wie die ÖGB-
Spitze insgesamt, zwar gegen
Sozialabbau protestiert, aber
die Proteste waren meist halb-
herzig und wurden (wie z.B.
2003) zu früh beendet. Man
entwickelte sogar “bessere”
Kürzungsmodelle (siehe ÖGB-
Formel) und half, kapitalisti-
sche Logik durchzusetzen.

Als Sallmutter von der Regie-
rung aus dem Hauptverband
entfernt wurde, war das
schwarz-blaue Motiv nicht De-
mokratie. Das darf aber nicht
darüber hinwegtäuschen, dass
trotz “Selbstverwaltung” jene,
die am meisten einzahlen –
nämlich die ArbeitnehmerIn-
nen – nichts selbst verwalten
können. Ein wirklich demo-
kratischer Hauptverband mit
aktiver Mitarbeit der Beschäf-
tigten hätte sich gegen Regie-
rungsangriffe effektiv verteidi-
gen können.

Auch hier hat Sallmutter das
Prinzip der Gewerkschaftsbü-
rokratie, von oben nach unten
zu agieren, umgesetzt und ist
damit gescheitert. Trotz aller
Unterschiede zu Verzetnitsch
oder Nürnberger geht mit Sall-
mutter letztlich auch ein “nor-
males Stück” der ÖGB-Büro-
kratie. Und wird vor allem
durch ein anderes ersetzt. Ohne
Abstimmung der GPA-Basis.

D e r  S t a n d p u n k t

Peter Regner, SLP Wien-Nord,
derzeit Zivildiener 

Die verstärkte Aufrüstung
der letzten Jahre beschränkt
sich bei weitem nicht auf den
allseits bekannten Abfangjä-
gerkauf - alleine 2006 soll das
österreichische Militärbudget
um 8 % erhöht werden. Öster-
reich bewegt sich damit zu-
nehmend im europäischen
Gleichklang, denn innerhalb
der EU herrschen “ehrgeizige”

Ziele. Der ehemalige NATO-
Generalsekretär Javier Solana,
jetzt für die Außen- und Si-
cherheitspolitik zuständig,
meinte: “Wir werden militä-
risch so stark werden wie die
USA”. Zum Vergleich: die USA
geben jährlich 270 Mrd. US $
für Rüstung aus, die EU-Staa-
ten rund 170 Mrd $. Der fran-
zösische Präsident Chirac lan-
cierte die Idee, dass jedes EU-
Land mindestens 2 Prozent
seines Sozialproduktes für

Rüstung ausgeben muss
(Österreich gibt derzeit ca. 1%
aus). Die neue EU-Verfassung
- der alle Parlamentsparteien
zustimmen - sieht eine solche
gemeinsame europäische Ver-
teidigungspolitik vor.

Heer(pflicht) 
abschaffen?

Die jüngsten Folterskandale
im österreichischen Heer ha-
ben einmal mehr ein bezeich-
nendes Licht auf die tatsäch-
lichen Strukturen der Armee
geworfen. Wäre die Abschaf-
fung der allgemeinen Wehr-
pflicht der richtige Weg, um
dem zu entrinnen? Bereits die
jetzige Heeresreform/Wehr-
dienstverkürzung hat im We-
sentlichen den Hintergrund,
dass man in Zukunft eine ex-
trem hochgerüstete, bedin-
gungslos einsetzbare Kampf-
truppe möchte: Verkürzung
bedeutet schon heute Aufrü-
stung und noch weiter von der
“normalen Gesellschaft” ab-
gehobene Armeestrukturen.
Die Abschaffung des allgemei-
nen Wehrdienstes und eine –
europäische – Berufsarmee
sind aus dieser Perspektive

kein Fortschritt, sondern eine
Bedrohung für all jene, gegen
die dieses Heer vielleicht künf-
tig eingesetzt werden kann.

Zivildiener weiter im Out

Zivildiener sollen lt. Regie-
rung weiter wesentlich länger
Dienst leisten (9 Monate) und
müssen von 290 bis maximal
(!) 550 Euro im Monat leben -
Wohnungs- und Fahrtkosten
exklusive. Ihre Tätigkeit: nie-
drigste Hilfsdienste, von feh-
lenden Arbeitsschutzregelun-
gen (70 Stundenwoche, 14 Ta-
ge Urlaub) ganz zu schweigen.
Im Widerspruch dazu er-
scheint das Lob für Zivis, wel-
ches während der Zivildienst-
diskussion gerade zu hören
war. Tatsächlich wird  inzwi-
schen offen argumentiert,
dass eine zu starke Verkür-
zung des Zivildienstes für dass
Sozial- und Gesundheitswe-
sen nicht tragbar wäre. Um zu
Sparen, greift die Regierung
einfach stärker auf solche Ar-
beitskräfte zu “Dumpingprei-
sen” zurück. Was bedeutet das
für PatientInnen und Klien-
tInnen? Bereits heute werden
Aufgaben, die von qualifizier-

tem Fachpersonal durchge-
führt werden sollten, mangels
Finanzierung von Zivildie-
nern gemacht! Wir halten das
für das eigentliche Problem.
Wir fordern deshalb:

h Gegen die Einführung eines
(europäischen) Berufsheeres

h Gegen jede Aufrüstung 
h 1.100 Euro Mindestlohn und

volle Arbeitsschutzrechte für
Soldaten und  Zivildiener 

h Gleichbehandlung von Zivil-
dienst und Präsenzdienst!

h Recht auf volle gewerkschaft-
liche Organisierung von Zivil-
und Präsenzdienern

h Professionelle Betreuung 
im Gesundheitswesen und
professionelle Katastrophen-
vorsorge statt Zivil- und
Wehrdienstleistende als 
billige Lückenbüßer 

Freitag, 1. April, Wien

Diskussion :
“Zivildienstreform”

1900 Uhr, SLP Wien Nord
(siehe Seite 6)

Österreich rüstet auf - Zivildiener weiter im Out!
SPÖ, ÖVP, FPÖ und GRÜNE treten für eine hochgerüstete EU-Kampftruppe ein

Von Claudia Sorger,
SLP-Frauensprecherin

Mit einer Novelle des Lan-
dessicherheitsgesetzes will
Frauenstadträtin Wehsely
(SPÖ) jetzt das Wegweiserecht
vor Abtreibungskliniken er-
weitern. Es soll konkretisiert
werden, was eine Belästigung
im Umfeld von sozialen und
medizinischen Einrichtungen
ist. Für Schutzzonen müsste
das Sicherheitspolizeigesetz
vom Bund abgeändert wer-
den. Der springende Punkt
beim Wegweiserecht liegt in
der Umsetzung. Tag für Tag
stehen AktivistInnen der Or-
ganisation Human Life Inter-
national (HLI) vor dem Am-
bulatorium am Fleischmarkt
und vorm Gynmed-Ambula-
torium. Dazu kommen ihre
“Einsätze” vor privaten Arzt-
praxen. Die Polizei müsste al-
so permanent vor den Klini-
ken im Einsatz sein und das
Wegweiserecht exekutieren.
Die Erfahrungen mit der Lu-
cina-Klinik stimmen wenig
optimistisch. Dort hätte die
Polizei - schon aufgrund der
bestehenden Rechtslage - die
Möglichkeit gehabt, gegen
HLI vorzugehen. Es lagen
zahlreiche Anzeigen von belä-
stigten Frauen vor, denen nie-
mals nachgegangen wurde.
Das Filmen des Eingangs der
Klinik wurde seitens der
diensthabenden Polizisten da-
mit abgetan, dass der Mann
einen Presseausweis hätte.

Wie wir in unserem Verteidi-
gungsprozess gegen Human
Life International (HLI) be-
weisen konnten, lag Terror
und Psychoterror gegen Pa-
tientinnen und Klinikperso-
nal vor und es wurden Mord-
drohungen und Lügenpropa-
ganda verbreitet. Es gab den
Verdacht, dass die Klinik von
HLI-Aktivisten aus der Woh-
nung über der Klinik abgehört
wird – und so Frauen vor ih-
ren Terminen zielgenau abge-
passt werden konnten. Den
Anzeigen der Klinikleiterin
bei der Staatsanwaltschaft
folgte kein Durchsuchungsbe-
fehl. Außerdem sind Wegwei-
sungen wegen unzumutbarer
Belästigungen laut Brigitte
Hornyik vom Verein österrei-
chischer Juristinnen jetzt
schon möglich.

SLP: Aktiv gegen 
den Terror der radikalen 
AbtreibungsgegnerInnen

Die SLP führte von Anfang
2001 bis  Mitte 2004 eine
Kampagne zur Verteidigung
der Lucina-Klinik. Diese Kli-
nik war in besonderem Aus-
maß vom HLI-Terror betrof-
fen und musste letztlich zu-
sperren. Die SPÖ-Frauen
wurden regelmäßig über die
Zustände rund um die Klinik
aufmerksam gemacht. Es gab
seitens der SPÖ weder Artikel
in der Bezirkszeitung  noch ei-
ne Beteiligung an Kundge-
bungen. Nichts geschehen

seitens der SPÖ ist auch gegen
die von HLI in der ehemaligen
Lucina-Klinik errichtete “Ba-
by-Holocaust-Gedenkstätte”.
Bereits im Juni 2004 haben
wir bei einer Kundgebung vor
der Bezirksvertretungssitzung
eine Resolution mit Unter-
schriften von AnrainerInnen
an Bezirksvorsteher Kubik
(SPÖ) übergeben. In der dar-
auf stattfindenden Bezirks-
vertretungssitzung wurde ein
Antrag aller vier Parteien be-
schlossen, in dem sich die Be-
zirksverstretung gegen das
“Baby-Holocaust-Museum”
ausgesprochen hatte. Seit letz-
tem Dezember wird das “Ma-
ria Restituta Lebensschutz-
museum und Baby-Holo-
caust-Gedenkstätte” im
Schaufenser des HLI-Zen-
trums in der Großen Sperlgas-
se beworben. Daneben befin-
den sich Fotos der Müllver-

brennungsanlage Simmering
mit dem Hinweis, dass dort
“österreichische Kinder” ver-
brannt werden. Kurz vor
Weihnachten hielten wir eine
Protestkundgebung ab. Von
der Bezirksvertretung gibt es
bis jetzt keine Reaktion.

Wir fordern:
Kostenloser Schwanger-

schaftsabbruch  in 
öffentlichen Frauen-
gesundheitszentren

Wenn die von der SPÖ ange-
gangene Erweiterung des
Wegweiserechtes eine Ein-
schränkung der Belästigung
zur Folge hätte, dann wäre das
ein Fortschritt. Doch effektiv
gegen den Terror von HLI und
anderen radikalen Abtrei-
bungsgegnern kann nur über
eine politische Mobilisierung
vorgegangen werden. Was wir

brauchen, ist eine Bannmeile
für radikale Abtreibungsgeg-
ner rund um Kliniken - umge-
setzt durch eine gemeinsame
Mobilisierung von Betroffe-
nen und AnrainerInnen und
eine sofortige Schließung des
“Baby-Holocaust-Museums”.
Schwangerschaftsabbruch
muss endlich auf Kranken-
schein in öffentlichen Frauen-
gesundheitszentren durchge-
führt werden können.

Dienstag, 15. März, Wien

Kundgebung “Schließung des
Baby-Holocaust-Museums”

Ab 1500 Uhr, vor der Bezirks-
vertretungssitzung, Wien 2.,
Karmelitergasse 9

30 Jahre Fristenlösung

Noch immer Terror gegen Frauen
Noch immer hohe Kosten für Betroffene - Radikale AbtreibungsgegnerInnen im Vormarsch.
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SLP-Kundgebung gegen radikale Abtreibungsgegner



Gerhard Ziegler, SLP Linz

Wurden Streiks hierzulande
in den Statistiken jahrzehnte-
lang in Minuten, oft sogar Se-
kunden pro Beschäftigten an-
gegeben, kommt es seit zwei
Jahren zu einer Reihe von Mo-
bilisierungen und Streiks. Ob
(General-)Streik gegen den
Pensionsraub, AUSTRIAN,
ÖBB, Postbus oder Veloce - wir
haben es mit einer neuen Qua-
lität von Klassenkämpfen zu
tun. Die SLP hat einige Erfah-
rungen und Perspektiven in ei-
nem Dokument zur Situation
in Östereich bei ihrer Konfe-
renz im Jänner festgehalten.
Nicht einmal ein Monat da-
nach zeigt sich die Richtigkeit
der dort getroffenen Feststel-
lung: Nämlich dass der Klas-
senfrieden nicht nach Öster-
reich zurückkehren wird.

Kein Ende in Sicht

Der Kapitalismus befindet
sich weltweit ökonomisch in
der Krise, daher wollen Unter-
nehmer und Staat “Kosten”
sparen. Die Angriffe werden
immer aggressiver. Mit Hilfe
der Keule Standortlogik findet
eine Nivellierung der Arbeits-
bedingungen und Soziallei-
stungen nach unten Richtung
“Dritte-Welt-Standard” statt.
Die Forderung von Veit Sorger,
dem Präsidenten der Indu-
striellenvereinigung, nach Ver-
längerung der Normalarbeits-
zeit auf bis zu 12 (!) Stunden,
die Aufkündigung des Kollek-
tivvertrages bei den Druckerei-

arbeitern und bei der Bank
Austria, geplante Schließun-
gen von Postämtern, die Dis-
kussion um Einführung eines
Schulgeldes, die Gesundheits-
”reform”, sind nur einige Bei-
spiele für weiteren Sozialabbau
und Verschlechterung der Ar-
beitsbedingungen.

Wir wollen keinem falschen
Automatismus – Verschlechte-
rung und verstärkte Angriffe
würden automatisch den
Kampfwillen steigern – das

Wort reden. Wut, Zynismus
und Resignation stehen neben-
einander, doch insgesamt ist
die Kampfbereitschaft noch
ungebrochen. Mittlerweile gibt
es Signale seitens der Eisen-
bahnergewerkschaft, wieder in
Streik zu treten, wenn die Re-
gierung den Kündigungs-
schutz der Eisenbahner tat-
sächlich in Frage stellen will.
Auf einer Betriebsversamm-
lung beschloss auch die AUS-
TRIAN-Belegschaft, erneut zu

streiken, falls das Management
die im Zuge des letzten Ar-
beitskampfes erzielten Verein-
barungen nicht einhalten will.

Das Hauptproblem:
Gewerkschaftsbürokratie

demobilisiert!

Eine Bilanzierung dieser Ar-
beitskämpfe führt zu einem
widersprüchlichen Schluß:
Überall dort, wo die Kämpfe
offensiv geführt wurden und

von einer breiten Basis der Be-
schäftigten – wie bei der AUS-
TRIAN oder Veloce, aber auch
Postbus – getragen wurden,
haben sie durchwegs zu Erfol-
gen oder zumindest Teilerfol-
gen geführt.

Dort jedoch, wo die Kämpfe
defensiv geführt wurden und
von der Gewerkschaftsbüro-
kratie von vornherein in Um-
fang und Ziel begrenzt wur-
den, um den Kontrahenten
möglichst wenig weh zu tun
(v.a. bei den Mobilisierungen
gegen den Pensionsraub, aber
auch beim ÖBB-Streik), wur-
den die Aktionen trotz Kampf-
bereitschaft der Beschäftigten
nicht ausgeweitet sondern vor-
zeitig abgebrochen. Die Grün-
de für diese defensive Vor-
gangsweise liegen zum einen in
der mangelnden Kampftradi-
tion der österreichischen Ar-
beiterInnen- und Gewerk-
schaftsbewegung (über 50 Jah-
re Politik der Sozialpartner-
schaft), weshalb es oft schon an
einfachen technischen und or-
ganisatorischen Erfahrungen
der Funktionäre mangelt, aber
auch und vor allem am weit-
verbreiteten Kampfunwillen
der Gewerkschaftsbürokratie.
Bei der AUSTRIAN ist ÖGB-
Präsident Verzetnitsch der Be-
legschaft schon mehrmals in
den Rücken gefallen. Nun wur-
de der zuständige Gewerk-
schaftssekretär Robert Heng-
ster, der die AUSTRIAN-Be-
schäftigten bisher vorbehaltlos
unterstützt hat, gekündigt! Of-
fensichtlich sollte mit dieser
administrativen Maßnahme
der Kampfwille bei der AUS-
TRIAN gebrochen werden.
Der AUSTRIAN-Bord-Betriebs-
rat fordert zu Recht die Rück-
nahme der Kündigung. Trotz
einer gewissen Müdigkeit auf-
grund der Hinhaltetaktik durch
das Management ist die Beleg-
schaft nach wie vor bereit, für
ihre Rechte zu kämpfen.

Bei der Bank Austria versucht
die Betriebsratsobfrau Fuhr-
mann zu bremsen, wo es nur
geht. Trotzdem - und trotz vie-
ler Drohungen und Ein-

schüchterungen durch Vorge-
setzte - war die Betriebsver-
sammlung gut besucht. Es ka-
men auch viele, die gar nicht
Dienst hatten. Der Belegschaft
droht neben arbeitsrechtlichen
Verschlechterungen die Ausla-
gerung des Zahlungsverkehrs
nach Bratislava. Das würde
Auspendeln bedeuten. Der
Grundtenor bei der Betriebs-
versammlung war gegen die
abwartende Haltung der Ge-
werkschaftsführung gerichtet:
“Wir müssen endlich was tun!”
Den meisten Applaus erhielten
Wortmeldungen, die Streiks
forderten. Bei den ÖBB steht
die Gewerkschaftsführung un-
ter großem Druck. Der Chef
der Eisenbahnergewerkschaft,
Haberzettl, ist enorm unbe-
liebt und es kommt zu massen-
haften Austritten aus der Ge-
werkschaft. Mehr als vier Fünf-
tel der Fahrdienstbegleiter am
Westbahnhof haben an Haber-
zettl einen Protestbrief ge-
schrieben mit dem Inhalt: ent-
weder Streikmaßnahmen oder
wir treten aus. Daneben gibt
KollegInnen, die die Möglich-
keit einer eigenständigen,kämp-
ferischen Kandidatur bei den
nächsten Personalvertretungs-
wahlen ins Auge fassen.

Für eine 
kämpferische Alternative 

Die bremsende Wirkung
durch die Gewerkschaftsbüro-
kratie stellt in doppelter Hin-
sicht eine enorme Gefahr dar.
Zum einen werden die Kämp-
fe gleich von vornherein abge-
wiegelt oder aber, wenn der
Druck der Basis zu stark wird,
wird der Kampf zwar aufge-
nommen, aber derart defensiv,
daß er in der Regel in eine
Niederlage führt. Zum ande-
ren fördert eine solche Hal-
tung Zynismus, Resignation
und Gewerkschaftsaustritte
und schwächt damit Enthusi-
asmus und Kampfwillen für
die Zukunft. Wir haben daher
die Plattform für kämpferische
und demokratische Gewerk-
schaften ins Leben gerufen. Sie
versteht sich als überfraktio-
nelle Initiative mit dem An-
spruch, alle aktiven Gewerk-
schafterInnen, die für kämpfe-
rische Gewerkschaften mit de-
mokratischen Strukturen ein-
treten, zusammenzufassen.

Ein, zwei wichtige Siege in ei-
nem bedeutsamen Bereich - et-
wa bei den ÖBB - könnten das
Kräfteverhältnis von Grund
auf ändern und den kampfbe-
wußten Teilen Auftrieb verlei-
hen. Das könnte der Schlüssel
werden zur Herausbildung ei-
ner breiteren linken Gewerk-
schaftsopposition und auch
zum Entstehen einer neuen -
sozialistischen - ArbeiterIn-
nenpartei, die immer notwen-
diger wird, um die Offensive
des Kapitals wirksam bekämp-
fen zu können, sein.

Dienstag, 5. April, Wien

Diskussion: “BA-CA:
Geht der Vertragsbruch durch?”
1900 Uhr, Sperlhof,
Wien 2.; Große Sperlgasse 41
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Sozialpartnerschaft? Es gibt kein Zurück!
AUSTRIAN, Bank Austria, ÖBB, ... Auch 2005 liegen Streiks in der Luft 

Claudia Sorger,
SLP-Frauensprecherin

Die Höchstarbeitszeit will
die Industriellenvereini-
gung sogar von 10 auf 12
Stunden erhöhen. Um die
Flexibilisierung perfekt zu
machen, wird ein Durch-
rechnungszeitraum von 2
Jahren gefordert.

Eine Milliarde 
Einkommensverluste

Berechnungen zufolge wür-
den diese Angriffe Einkom-
mensverluste für Arbeitneh-
merInnen von bis zu einer
Milliarde Euro bedeuten. Von
einer Abschaffung der Über-
stundenregelungen mit Zu-
schlagspflicht wären laut Sta-
tistik Austria weit über
400.000 ArbeitnehmerInnen
betroffen.

Dabei arbeiten Österreichs
Beschäftigte jetzt schon flexi-
bel, mehr als den meisten lieb
ist: Zahlreiche Kollektivver-
träge sehen lange Durchrech-
nungszeiträume und Ausnah-
mebestimmungen vor. Durch
die  Novelle im Arbeitszeitge-
setz 1997 wurde bereits eine

weitgehende Flexibilisierung
und Sonn- und Feiertagsar-
beit ermöglicht und durch die
Ausweitung der Ladenöff-
nungszeiten haben sich die
Arbeitsbedingungen für die
Handelsangestellten massiv
verschlechtert. Diese Ent-
wicklung haben wir auch dem
fehlenden Widerstand der Ge-
werkschaftsführung zu ver-
danken.

Wir arbeiten viel zu lang!

Im EU-Vergleich arbeiten

Österreichs Beschäftigte  jetzt
schon sehr lang. Die durch-
schnittliche Wochenarbeits-

zeit inkl. Überstunden be-
trägt bei Vollzeitbeschäf-
tigten 45 Stunden pro Wo-
che. 24% der Frauen und
30% der Männer leisten
regelmäßig Überstunden.
Gleichzeitig ist die Teilzeit-

beschäftigung von Frauen
in den letzten Jahren enorm

angestiegen - wodurch flexib-
ler Arbeitseinsatz bei gerin-
gem Einkommen ohne Über-
stundenabgeltung möglich
ist.

Es wird immer schlimmer

Diese Entwicklung  muss
vor dem Hintergrund der
Lohneinbußen der letzten
Jahre gesehen werden. Laut
Rechnungshof - Einkom-
mensbericht verdienen Arbei-
terInnen und Angestellte real
und netto weniger als im Jahr
2000. Der Lohnanteil am
Volkseinkommen ist in den
letzten zwanzig Jahren gesun-
ken, während die Gewinn-
und Besitzeinkommen gestie-
gen sind. Wird die Arbeitszeit-
flexibilisierung nach den

Wünschen der Industriellen-
vereinigung umgesetzt, dann
verschiebt sich dieses Missver-
hältnis noch mehr. Gleichzei-
tig winken die Industriekapi-
täne ab, wenn es darum geht,
für die derzeit 360.000 Ar-
beitslosen mehr Geld zur Ver-
fügung zu stellen. Die knap-
pen Budgetmittel des AMS
sollen nicht aufgestockt wer-
den. Stattdessen sollen die
AMS-MitarbeiterInnen län-
ger arbeiten.

Widerstand ist nötig

Die Vertreter der Wirtschaft
werden nicht locker lassen, bis
ihr Ziel  – eine Aufhebung der
nationalen Arbeitszeitgesetze
und eine weitere Flexibilisie-
rung der ohnehin zahnlosen
EU-Arbeitszeitrichtlinie – er-
reicht ist. Widerstand ist nötig
– vor allem um eine radikale
Verkürzung der Arbeitszeit
auf 30 Stunden pro Woche bei
vollem Lohn durchzusetzen.
Mehr Arbeitsplätze bringt vor
allem eine Verkürzung der Le-
bensarbeitszeit. Das wäre eine
“Flexibilisierung” der Arbeits-
zeit im Interesse der Beschäf-
tigten! 

Industrie will zurück zur

60h-Woche und zum 10h-Tag

“Arbeitsmarktgipfel”: Lohnkürzungen und totale Flexibilisierung

T E R M I N

Arbeitszeitverkürzung bei vollem
Lohn - noch immer aktuell. Hier das
Logo einer entsprechenden SLP-Kam-
pagne aus dem Jahr 1997
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Von Margarita Döller,
Sozialistischer Widerstand International,
Franz Breier jun. und Ken Horvath, SLP

“Null Toleranz bei Asylmissbrauch. Zuwande-
rung stoppen.” (HC Strache, FPÖ Wien)

“Innenministerin Liese Prokop (V) verteidigt die
Verschärfung im Asylwesen” (Kurier, 23.2.2005)

“SPÖ will restriktiveres Asylgesetz mittragen”
(der Standard, 23.2.2005)

Tatsächlich kann der Glaube an den gewaltigen
Flüchtlingsstrom seit dem Fall des eisernen Vor-
hangs als einer der hartnäckigsten politischen
Mythen gelten. Zwar stieg die Zahl der in Öster-
reich lebenden AusländerInnen in den ersten
drei Jahren nach 1989 sprunghaft von rund
300.000 auf 600.000 Personen an. Diese kamen
aber zum überwiegenden Teil aus den traditio-
nellen Gastarbeiterländern Jugoslawien und
Türkei und wurden entweder direkt von Unter-
nehmen angeheuert oder kamen in Form der
Familienzusammenführung. In den 1990ern
wurden insgesamt 13.647 Asylanträge positiv
abgeschlossen, in den Jahren 1989 bis 1992 wa-
ren es 8.501 - gerademal 3% des gesamten
Wachstums der ausländischen Wohnbevölke-
rung.

Sinkende Anerkennungsquoten

Die Zahl der Asylanträge ist in Österreich wei-
ter rückläufig. Im Jänner haben nach Daten des
Innenministeriums 1.537 Flüchtlinge um Asyl
angesucht, ein Rückgang um 38,7 % zum Vor-
jahr. Die meisten Asylanträge stammen von
Menschen aus der GUS (v.a. Tschetschenien,
Georgien, Moldawien). Die Anerkennungsquo-
ten liegen bei manchen Ländern nur knapp über
10 % (Georgien, Türkei), oder weit darunter
(Moldawien 4 %). Tatsache ist, dass 2002 gera-
de einmal 1.073 positive Anträge, 4 285 negati-
ve Anträge bilanziert und 24 523 Anträge aus
unterschiedlichsten Gründen (z.B.: Zurückzie-
hung, Zurückweisung, Einstellung) eingestellt
wurden. Das heißt, die so genannte Anerken-
nungsquote lag bei 25,04%! 2004 lag sie auf
Grund des neuen Asylrechts, das am 1.Mai in
Kraft getreten ist, sogar nur bei 21,4%. Öster-
reich ist überdies immer ein sogenanntes Trans-
ferland gewesen. Die überwiegende Zahl der
Asylsuchenden reis(t)en durch Österreich
durch. 70 Prozent der AsylwerberInnen werden
derzeit übrigens nicht in die sogenannte
Bundesbetreuung genommen, also nicht von
der Republik betreut! (Angaben auf Basis von
Informationen der “asylkoordination öster-
reich”.)

470.000 “AusländerInnen” in Wien ?

“In den 90er Jahren verzeichnete Wien eine un-
kontrollierte Massenzuwanderung von mehr als
250.000 Ausländern. Der Ausländeranteil Wiens
liegt daher heute bereits im europäischen Spitzen-
feld. In Wien leben dadurch insgesamt über
470.000 Ausländer, davon mehr als 100.000 ille-
gal. In einzelnen Bezirken liegt der Ausländeran-
teil bei etwa 40 %.”(Auszug aus dem FPÖ Partei-
programm)

Tatsache ist, dass laut dem Wiener Integra-
tionsfond 2003 der AusländerInnenanteil Wiens
bei 16,4% lag, das entspricht 257.000 Menschen
ohne österreichische Staatsbürgerschaft. Was
die FPÖ hier betreibt, ist reine Manipulation,

denn eine Diskrepanz von 200.000 kann man
beim besten Willen nicht den verschiedenen
Auslegungen von Statistiken anlasten. Ebenso
gelogen ist natürlich die Behauptung der “un-
kontrollierten” Zuwanderung: In den letzten 15
Jahren wurden die Ausländergesetze mehrmals
verschärft - offensichtlich völlig sinnlose Maß-
nahmen wenn es wirklich “100.000 Illegale” in
Wien gibt. Wir meinen: Die einzig sinnvollen
Maßnahmen gegen “Illegale” sind volle soziale
und politische Rechte für alle Menschen, die hier
arbeiten und leben. Nur das verhindert Lohn-
druck, illegale Beschäftigung und Kriminalität.

Aggressive Afrikaner?

“... die Art der Schwarzafrikaner! Sie schauen
nicht nur anders aus (...), sondern sie sind auch
anders, und zwar sind sie ganz besonders aggres-
siv. Das liegt offensichtlich in der Natur dieser
Menschen. Sie sind meist illegal da (...), meist
Drogendealer(...)”. (FPÖ-Abgeordnete Partik-Pa-
blé)

Wer tatsächlich aggressiv und wer gefährdet
ist, berichtet die konservative Presse unter dem
Titel “Afrikaner in Österreich in besonderer Ge-
fahr” (Presse vom 15.2): “Besonderer Gefahr
ausgesetzt seien insbesondere in Wien lebende
Schwarzafrikaner, die oft wegen angeblicher
Verwicklungen in den Drogenhandel stigmati-
siert würden. So gebe es mehrere Fälle willkür-
licher Ausweiskontrollen und Misshandlungen
durch Polizeibeamte.” Verschlechterungen im
Asylbereich, Polizeiübergriffe gegen Schwarz-
afrikaner sowie “rassistische und fremdenfeind-
liche Untertöne” in Politik und Medien, so lau-
tet auch das Urteil der Experten der Europäi-
schen Kommission gegen Rassismus und Into-
leranz.

Die Grenzen der Diskussion

Das Grundproblem ist, dass es mit tatsäch-
lichen Rassisten wenig Sinn macht, darüber zu
diskutieren, dass nur eine Minderheit der Dro-
gendealer tatsächlich aus Afrika stammt, oder
dass es in Wien um das Jahr 1900 wesentlich
mehr Kinder nichtdeutscher Muttersprache in
den Schulen gab als heute. Migration ist - eben-
so wie Flucht vor Not und Verfolgung - eine Tat-
sache. Als SozialistInnen kämpfen wir einerseits

dafür, jedem Menschen, wo immer er lebt (bzw.
leben möchte), ein menschenwürdiges Dasein
zu garantieren. Gleichzeitig ist die Durchdrin-
gung von Sprachen und Kulturen ebenfalls
längst ein Faktum geworden. Es gilt, diese nicht
als Bedrohung an die Wand zu malen, sondern
als Chance und Bereicherung gemeinsam zu ge-
stalten. Das ist letztlich vor allem eine Frage des
Geldes: MigrantInnen konzentrieren sich nicht
freiwillig in  den schlechtesten Wohngegenden,
weisen nicht freiwillig die höchste Armutsge-
fährdung und schlechteste Schulbildung auf.
Voller Zugang zum Sozialsystem und zum öf-

fentlichen Wohnbau wäre hier nur der erste
Schritt. Kapitalismus basiert insgesamt seit jeher
auch auf rassistischer Diskriminierung, auf
hunderten Ausländergesetzen, um uns zu spal-
ten und gegeneinander auszuspielen. Nur die
Abschaffung dieser Strukturen könnte letztlich
eine Gesellschaft ohne Rassismus schaffen.

Die Fakten: Arm und Ausgebeutet

Laut Bericht über die soziale Lage 2003-2004,
sind 27 Prozent der Personen aus “Haushalten
mit Ausländer/innen” armutsgefährdet. In Zah-
len bedeutet dies, dass 121.500 MigrantInnen in
Bezug auf die Gesamtbevölkerung stärker ar-
mutsgefährdet sind. In Bezug auf die Indikato-
ren zur Lebenssituation von stärker armutsge-
fährdeten Bevölkerungsgruppen - Haushalte
mit Langzeitarbeitslosen, Ausländer/innen und
Haushalte mit behinderten Personen - ergab,
dass 50 Prozent der MigrantInnen bei unerwar-
teten Ausgaben nicht entsprechend finanziell
reagieren können. Hoch sind auch die schlech-
ten Wohnverhältnisse bei MigrantInnen: 37
Prozent leben in Substandard- oder überbeleg-
ten Wohnungen. Bei 36 Prozent liegt der Anteil
jener MigrantInnen, die sich einen Urlaub aus
finanziellen Gründen nicht leisten können.
Während der Anteil der 20- bis 64-jährigen Ge-
samtbevölkerung mit nur einem Pflichtschulab-
schluss bei 18 Prozent liegt, ist der entsprechen-
de Anteil bei den drei oben genannten Bevölke-
rungsgruppen deutlich höher, heißt es in dem
Bericht. So haben 27 Prozent der Personen in
Haushalten von MigrantInnen lediglich einen
Pflichtschulabschluss. (Vgl.: http://volksgrup-
pen.orf.at)

Auch wenn rechte Hetzer unbelehrbar sind: Die Fakten sprechen gegen sie

Asyl und Migration: 

Rassisten hetzen und lügen 

Wir haben Antworten

Das globale 
Asyl-Problem kann der

Kapitalismus nicht lösen

Am 1. Jänner 2004 waren laut UNHCR welt-
weit 20 Millionen Menschen auf der Flucht. 85
Prozent davon flüchtete in Staaten außerhalb
(!) von Europa, den USA und Australien/ Neu-
seeland - derzeit zum Beispiel vor allem im Su-
dan und seinen Nachbarstaaten. Obwohl die
Zahl der AsylwerberInnen in der EU über die
letzten Jahre im Wesentlichen konstant blieb
(ca. 350.000 p.a.), werden Gesetze und Hetze
verschärft. AsylwerberInnen werden zum
Hauptproblem erklärt. Wir sagen: das Haupt-
problem ist jenes Wirtschafts- und Gesell-
schafts-System, das die etablierten Parteien
hochhalten. Dieses sorgt weltweit für rund 1,2
Milliarden Menschen, die weniger als 1 Euro
pro Tag zur Verfügung haben. Jährlich werden
1000 Milliarden Dollar für Waffen ausgegeben.
Die letzten Jahre sahen eine Zunahme an Krie-
gen und Unsicherheit auf der Erde. Der Kapi-
talismus ist instabiler geworden. Das zwingt
immer mehr Menschen zur Flucht. Gleichzei-
tig sind die reichen kapitalistischen Länder
nicht in der Lage, diese Probleme zu managen.

Fakten zu Asyl und Migration

Im Jahr 2004 lebten schätzungsweise 180
Millionen Menschen außerhalb ihres Heimat-
landes. Davon galten rund 160 Millionen als
grenzüberschreitende MigrantInnen, etwa 16
Millionen waren anerkannte Flüchtlinge, un-
ter einer Million waren als Asylsuchende
unterwegs. Das UNO-Flüchtlingshochkom-
missariat (UNHCR) stellt seit über einem Jahr
in den meisten Industrieländern einen starken
Rückgang der Asylantragszahlen fest. Interes-
sant sind die Begründungen, mit denen derzeit
beispielsweise in Österreich Asylanträge abge-
lehnt werden. Das “Forum Asyl” veröffentlich-
te vor kurzem Auszüge aus negativen Asylbe-
scheiden, die ich an dieser Stelle kurz zitieren
möchte: Einem nach eigenen Angaben min-
derjährigen Asylwerber wird mitgeteilt, dass
seine Angaben zum Lebensalter auf Grund sei-
nes “äußeren Erscheinungsbildes”nicht glaub-
haft erscheinen. Als er widerspricht, gibt sein
Rechtsberater zu Protokoll: “Aufgrund des äu-
ßeren Erscheinungsbildes und der Verhaltens-
weise des Asylwerbers, die auf Lebenserfah-
rung schließen lässt, widerspricht der RB
(Rechtsberater, Anm.) der Auffassung der Be-
hörde nicht.”

Flüchtlinge als schwächstes Glied

In den Ländern der EU hat die neoliberale
Angriffswelle der Unternehmer und ihrer Re-
gierungen zum Ziel, die zugrunde liegende
Krise des Kapitalismus auf ArbeiterInnen und
sozial Schwache abzuwälzen. Das ist der Mix,
aus dem all die Spannungen rund um die Asyl-
frage entstehen. Die Verschärfungen im Be-
reich Asyl sind Teil neoliberaler Politik. Kriegs-
flüchtlinge sind die schwächsten Glieder in der
Kette der internationalen Beziehungen. Prak-
tisch alle etablierten Parteien  missbrauchen
überdies das Asyl-Thema dazu, sich mit Angst
und Verunsicherung Stimmen und Macht zu
sichern.

Flüchtlingslager in Pakistan



Es gibt heute eine weitverbreitete Ablehnung
der Aufnahme von Flüchtenden oder zumindest
Skepsis ihr gegenüber. Wir verwehren uns dage-
gen, jede/n, der/die Ängste aufgrund eines
Flüchtlingsheims in seinem Wohnumfeld zeigt,
als “rassistischen Mob” einzustufen. Ebenso gilt:
Die Mehrzahl der österreichischen Arbeitneh-
merInnen und Jugendlichen darf nicht den ras-
sistischen Hetzern und etablierten Parteien
überlassen werden. Dennoch wird es auch ver-
stärkt unsere Aufgabe sein, in Fällen von “Bür-
gerinitiativen” und Aufwiegelungen durch eta-
blierte Parteien (egal, ob FPÖ oder SPÖ) und
rechtsextreme Gruppen, eine glasklare und un-
missverständliche Haltung gegen die Gefahr
von Pogromstimmung gegen AsylwerberInnen
einzunehmen. Die SLP beweist in der Praxis,
dass dies möglich ist.

Beispiel Traiskirchen

Als im Oktober 2002 die FPÖ in Traiskirchen
eine Demo gegen AsylwerberInnen ankündigte,
organisierten wir sofort gemeinsam mit ande-
ren eine Gegenkundgebung. In unserem Flug-
blatt wandten wir uns in Deutsch und Englisch
an die Traiskirchner Bevölkerung und die Asyl-
werberInnen: “Die SLP demonstriert nicht ge-
gen die Traiskirchner Bevölkerung, sondern ge-
gen die skandalöse Asylpolitik der Regierung
und den Missbrauch, den die rassistische FPÖ
mit den Problemen vor Ort treibt.” ... “Das Be-
treuungslager in Traiskirchen wurde zu einem
Ghetto - eine untragbare Situation sowohl für
die AsylwerberInnen wie für die gesamte Bevöl-
kerung. Doch daran sind nicht die Flüchtenden
schuld, sondern die etablierten Parteien, allen
voran die jeweilige Regierung der letzten Jahre.”

Wir wiesen auf die ausweglose Situation vieler
Asylsuchenden und auf das überfüllte Lager
hin. Die Menschen in Traiskirchen werden von 

der herrschenden Politik im Stich gelassen. Im
Gegenteil: Die untragbare Situation wird als
Grundlage für eine Verschärfung der rassisti-
schen Asylpolitik herangezogen. Unsere Forde-
rungen enthielten unter anderem: “Sofortiges
Recht auf Arbeit für alle in Österreich lebenden
Menschen! 1000, – Euro Mindestlohn netto
(heute 1.100,– Euro), um Lohndruck zu verhin-
dern; Arbeitszeitverkürzung auf eine 30h-Wo-
che bei vollem Lohn” sowie “Nein zur Ghetto-
Bildung in Traiskirchen - Aufteilung der Betrof-
fenen auf ausgeweitete Betreuungseinrichtun-
gen im ganzen Bundesgebiet.”Wir betonten un-
ablässig, dass die FPÖ keine Lösung für die Pro-
bleme bietet. Sie ist vielmehr an der Regierung
an Sozialabbau und Angriffen gegen Arbeitneh-
merInnen beteiligt. Unsere Kundgebung verlief
friedlich. Es gab viele - auch hitzige- Diskussio-
nen mit Bevölkerung und AsylwerberInnen.
Und: Die lokale FPÖ zog ihre “Demo” zurück!

Kürzungen im kommunalen 
Bereich schüren Hetze

Der Finanzausgleich zwischen Bund, Länder
und Gemeinden tendiert seit langem zuungu-
sten der kleineren Einheiten; das wirkt sich zum
größten Teil als Kürzungen bei kommunalen
Dienstleistungen aus. Gerade in Gebieten mit
vielen AsylwerberInnen werden so die Proble-
me vervielfacht. Die Ausarbeitung eines detail-
lierten Plans für Orte wie Traiskirchen sollte die
Bedürfnisse der ansässigen Bevölkerung und
der AsylwerberInnen beinhalten. Gemeinsam
könnte mehr Druck für zusätzliches Geld vom
Bund ausgeübt werden. Es könnten neue
Räumlichkeiten mit Freizeitgestaltung ange-
baut werden, eine Anlaufstelle mit Dolmetscher-
Innen und Sprachkursen oder Einrichtungen,
die Menschen dort speziell benötigen.

Rassismus: Klar gegen die 
Interessen der ArbeiterInnenklasse

Es liegt im Interesse der ArbeiterInnenbewe-
gung, alle sozialen Probleme auszumerzen, die
zu Spannungen zwischen Menschen verschie-
dener Herkunft führen. Am Arbeitsmarkt be-
deutet das, sich nicht auf das Spiel der Unter-
nehmer einzulassen. Nicht “Ausländer” nehmen
Arbeitsplätze weg, sondern der Kapitalismus.
Bekämpft werden müssen Arbeitszeitverlänge-
rung, “Flexibilisierung” und der Trend zur
Schaffung von Billigjobs. Wenn MigrantInnen
in den Arbeitsmarkt eintreten, ist der beste
Schutz vor Lohndruck und Arbeitsplatzverlust
ein gemeinsamer gewerkschaftlicher Kampf
und die volle soziale, arbeitsrechtliche und po-
litische Gleichstellung aller in Österreich leben-
den Menschen. Es ist die Aufgabe von Soziali-
stInnen, dafür unter ArbeiterInnen und in den
Gewerkschaften Überzeugungsarbeit zu leisten.
Es gibt neben den Lügen und der Hysterie des
Rassismus auch tatsächliche Spannungen und
Probleme im Zusammenleben. Wir treten des-
halb dafür ein, jene Möglichkeiten aufzuzeigen,
wie und wo die sogenannten inländischen und
ausländischen KollegInnen nicht gegeneinan-
der, sondern für gemeinsame Interessen zu-
sammenarbeiten können. Es gab in den letzten
Jahren viele Arbeitskämpfe, bei denen die Be-
schäftigten in der Praxis die Notwendigkeit der
Solidarität untereinander erlebt haben. Gleich-
zeitig sahen wir, wo die Gegner stehen: Regie-
rung (gesetzliche Angriffe), Management (Kün-
digungsdrohungen), Massenmedien (Hetze ge-
gen Berufsgruppen). Wird diese Grundhaltung
auf die Asylfrage angewandt, kann aus diesem
stark emotionalisierten Thema ein weiteres ge-
wichtiges Argument gegen das etablierte Partei-
enspektrum und für eine sozialistische Alterna-
tive erwachsen.
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Die Methoden der Sozialistischen LinksPartei

Wanderungsbewegungen hat es im Kapita-
lismus immer schon gegeben. Die Formen der
Migration haben sich dabei parallel zu den je-
weiligen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
verändert. In den 1960ern führte die Nachfrage
nach billigen Arbeitskräften dazu, dass von
wirtschaftlicher und staatlicher Seite Migration
aktiv gefördert wurde. Heute, in wirtschaft-
lichen Krisenzeiten bei gleichzeitig politisch ge-
schwächter ArbeiterInnenbewegung, steht die
Hetze gegen Menschen, die aufgrund wirt-
schaftlicher Not und kriegerischer Ausein-
andersetzungen zur Flucht gezwungen werden,
im Vordergrund.

MigrantInnen als Reservearmee

Menschen, die von einem Staat in den anderen
wandern, sind leicht zu erpressen, weil ihr Auf-
enthalt potenziell jederzeit von staatlicher Seite
beendet werden kann. Fundamentale Rechte
demokratischer und sozialer Natur werden ih-
nen abgesprochen. Ihr sozialer und rechtlicher
Sonderstatus macht MigrantInnen für die Wirt-
schaft interessant. Sie können als besonders bil-
lige flexible Arbeitskräfte eingesetzt werden und
erfüllen damit die Funktion einer Reservear-
mee. Typisch trat dieses Muster in Österreich
am Phänomen der Gastarbeit zutage. Der Man-
gel an Arbeitskräften - Ergebnis des Wirtschafts-
aufschwungs und des Ausbaus von Bildungs-
und Pensionssystem - drückte in Verbindung
mit dem hohen gewerkschaftlichen Organisa-
tionsgrad die Profitraten. In dieser Situation
sollte die gezielte Anwerbung von türkischen
und jugoslawischen Arbeitskräften, vor allem
für Hilfstätigkeiten, Abhilfe schaffen. Ab 1965
wurden über eigene Anwerbestellen in den je-
weiligen Ländern zehntausende ArbeiterInnen
rekrutiert. In Österreich erwarteten sie misera-
ble Löhne, schlechte Unterkünfte und Rechtlo-
sigkeit.

Die seltsame Rolle des ÖGB

Während die österreichische Migrationspoli-
tik in den (nach 1965) folgenden Jahren beacht-
liche Entwicklungen durchmachte, hat der ÖGB
seine Politik seit der Zeit der Gastarbeit kaum
verändert. Angeblich zur Verhinderung von
Lohn- und Arbeitsplatzverlusten tritt der ÖGB
für eine restriktive AusländerInnenpolitik ein.
Nach anfänglichem Zögern ließ er in den
1960ern die Anwerbung von Arbeitskräften aus
volkswirtschaftlichen Gründen zu. Als Argu-
ment führten die Gewerkschaften die Infla-
tionsbekämpfung an. In einem Schulungsmate-
rial des ÖGB heißt es dazu:

Der Mangel an Arbeitskräften führte in vielen
Branchen zu einer Bezahlung weit über dem Ta-

riflohn, was sich auf die Preisentwicklung un-
günstig auswirkte. Der ÖGB verfuhr daher sehr
großzügig bei der Festsetzung von Gastarbeiter-
kontingenten, sodass Ende 1972 schon mehr als
200.000 ausländische Arbeitskräfte in Öster-
reich tätig waren. (Lackinger 2002: 25)

Der ÖGB stimmte also in seiner Argumenta-
tion der Arbeitsmigration zu, um Löhne niedrig
zu halten! Mit seiner beharrlichen Politik, den
MigrantInnen einen (schlechteren) Sondersta-
tus zuzuschreiben, hat der ÖGB der Wirtschaft
einen großen Dienst erwiesen. Er schuf prak-
tisch die Voraussetzungen für die Ausbeutung
von MigrantInnen mit. Wäre es tatsächlich da-
rum gegangen, Lohndruck zu verhindern, hätte
der ÖGB auf eine andere Politik setzen müssen:
gleiche Bezahlung und gleiche Arbeitsbedin-
gungen für alle hier arbeitenden Menschen, vol-
le gewerkschaftliche Unterstützung für Gastar-
beiterInnen.

Die Menschen, die sie riefen …

Der Nutzen ausländischer Arbeitskraft für die
Wirtschaft ist offensichtlich. Warum wurden
dann aber in den letzten Jahren die Einwande-
rungs- und Aufenthaltsbedingungen so sehr
verschärft?  Es lassen sich zwei Gründe für die
zunehmende Repression nennen. Erstens dro-
hen in wirtschaftlich schlechten Zeiten die Ko-
sten der Einwanderung deren Nutzen zu über-
steigen. Dauerhafte Ansiedlung kann teuer wer-
den, wenn den überproportional von Jobverlust
bedrohten MigantInnen Arbeitslosengeld be-
zahlt oder den nachgereisten Kindern der
Schulbesuch finanziert werden muss. Die an-
fangs von den Sozialpartnern kontrollierte Mi-
gration hatte im Lauf der Jahre an Eigendyna-
mik gewonnen. Nun galt es, den aus staatlicher
und wirtschaftlicher Sicht zu hohen Grad an
Selbstbestimmung der EinwandererInnen wie-
der einzudämmen. Der zweite (Hinter)Grund

ist subtiler. Ausländische Arbeitskräfte waren
und sind ja “offiziell” – durch die “Gesetzeslage”
– zu Menschen 2. Klasse gestempelt worden. Ge-
nau der Umstand – Zuwanderung bei gleichzei-
tiger Diskriminierung – steht einer langfristigen
Integration tatsächlich entgegen. Von dieser
grundsätzlichen Konstellation - hier “Einheimi-
sche”, da “Fremde” in ein und derselben Gesell-
schaft - haben rechtsextreme und populistische
Kräfte wie die FPÖ letztlich profitieren können:
Zu Beginn der 1990er kam es in vielen Staaten,
so auch in Deutschland und Österreich, zu einer
Welle an Ausländerfeindlichkeit. Fremde wur-
den und werden hier nicht nur als die zentrale
Ursache für wachsende Probleme der Gesell-
schaft dargestellt (ob Arbeitslosigkeit, Woh-
nungsnot, Kriminalität, Drogenproblematik
und Bildungsnotstand); Durch immer schärfe-
re Bestimmungen gegen sie soll die Spaltung in
In- und AusländerInnen weiter vertieft werden.

Integration? 
Verschärfte Diskriminierung!

Das seit Jahren bestimmende Motto der Mi-
grationspolitik “Integration vor Neuzuzug”
unterstellt, dass Menschen in Österreich eine
dauerhafte Existenz ermöglicht wird. Dass ge-
nau das Gegenteil passiert, zeigt die letzte No-
velle des Fremdengesetzes. Sie brachte für dau-
erhaft hier lebende Personen verschärfte Auf-
enthaltsbestimmungen, z.B. in Form der ver-
pflichtenden “Deutsch-Integrationskurse” - de-
ren Kosten die MigrantInnen zumindest zur
Hälfte selber tragen müssen. Gleichzeitig wurde
die Möglichkeit, Saisoniers zu beschäftigen, auf
alle Branchen ausgeweitet. Damit wird die Be-
schäftigung von Personen gefördert, die ohne
jede rechtliche Absicherung oder Aufenthalt-
sperspektive auskommen müssen. Die erste po-
litische Partei, die diesen “Saisonierstatus” übri-
gens forderte, war die FPÖ ...

Zur Rolle der Arbeitsmigration in Österreich

Wirksam gegen Asyl-Chaos und Rassismus kämpfen 

In den 1960ern bis in die 1980er wurden Menschen zur Arbeit nach Österreich geholt. Jetzt sollen sie ihre Schuldigkeit getan haben.

Demonstration unserer belgischen Schwesterpartei unter dem Motto: “Jobs - Nicht Rassismus!”

Ankommende Gastarbeiter in den 1960ern. (Deutschland)



Die SLP war allerdings im
Februar nicht nur unterwegs,
um mit den KollegInnen der
Bank Austria-CA ins Ge-
spräch zu kommen. Wir ha-
ben ein österreichisches Soli-
daritätskomitee für die slowa-
kischen PapierarbeiterInnen
von Mondi ins Leben gerufen
und eine Aktion vor der Indu-
striellenvereinigung organi-
siert. Mehrere Verkaufsaktio-
nen gab es wieder vor dem
Hanusch-Spital in Wien.Auch
auf der “5 Jahre Donnerstags-
demonstration” waren meh-
rere SLP-Mitglieder aktiv. An-

lässlich des Jahrestages “12.Fe-
bruar 1934” beteiligten wir
uns gemeinsam mit anderen
Linken an einem Gedenkspa-
ziergang, auf dem auch eines
unserer Mitglieder über ak-
tuelle und historische Zu-
sammenhänge zwischen Markt-
radialismus und Rechtsextre-
mismus sprach. Ebenso um-
triebig war Sozialistischer
Widerstand International: Ras-
sistische Beschmierungen und
Nazisprüche wurden in einer
konzentrierten Aktion in Flo-
ridsdorf beseitigt. Auf einer
eiskalten Demonstration ge-

gen Ministerin Gehrer in
Wien wurden Unterschriften
gesammelt und in Scheibbs
fand erstmals ein SWI-Treffen
statt. SWI plant bereits die Ak-
tivitäten zum 8. Mai – Tag der
Befreiung vom Faschismus.

Zwischenstand der 
Spendenkampagne für

CWI in Sri Lanka

In Hilfsgütern oder Bargeld
per 24.2.2005 in Sri Lanka an-
gekommen: Euro 2.535,84, –.
Die Spendenaktion wird nicht
nur fortgesetzt; wir werden

auch in den kommenden Wo-
chen einen Gewerkschafter
aus Sri Lanka bei uns zu Gast
haben, um uns direkt über die
Situation zu informieren.

Neue Mitglieder 

Besonders freuen wir uns,
wieder zwei neue Mitglieder
in den Reihen der SLP begrü-
ßen zu können: Gerhard aus
Linz und Gilbert aus Wien.
Mit beiden Genossen haben
wir ausführlich die Inhalte
und Forderungen unserer
Partei diskutiert. Sie sind eine
tolle Verstärkung für unsere
künftige Arbeit: Herzlich will-
kommen!

UUnnsseerree  AArrbbeeiitt  kkoosstteett  GGeelldd.. Da-
her bittet die SLP um Spenden.
Am besten regelmäßig (Dauer-
auftrag). Ab EUR 7,-- pro Monat
gibt’s alle Publikationen der SLP
(inkl. Broschüren) per Post nach
Hause – ein “All-Inclusive-Abo”
eben.                PPSSKK  88881122..773333
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ist die Zeitung für 
Widerstand, Solidarität und Sozialismus.

ist parteiisch: Immer für
ArbeitnehmerInnen, Frauen und Jugendliche.

ist unabhängig vom großen Geld,
aber abhängig von seinen UnterstützerInnen.

Abonnement bestellen:
Tel.: 01/524 63 10

oder EUR 18,00* an PSK 8812.733 überweisen.
Namen, Anschrift und Kennwort “Abo” nicht vergessen!

*Sozialpreis für Menschen ohne eigenem Einkommen EUR 10,00
Alle Preise für 10 Ausgaben inkl. Porto und Versand

Die SLP-Treffpunkte:

SLP-Ortsgruppe Wien-West 
Jeden Mi. um 19.00 Uhr, dzt. auf Lokalsuche, Tel. 01/524 63 10

SLP-Ortsgruppe Wien-Süd
Jd. Fr. 19.00 Uhr; Bunte Kuh, 5., Zentag./ Siebenbrunneng.

SLP-Ortsgruppe Wien-Mitte
Jeden Donnerstag um 19.00 Uhr im Amerlinghaus, 7., Stiftg. 8

SLP-Ortsgruppe Wien-Nord
Jeden Freitag, 19.00 Uhr, “Peer Gynt”, 20., Jägerstr. 38

SLP-Linz 
Jeden Freitag, 18.00 Uhr “Alte Welt” (im Keller), Hauptplatz 4

SLP-Salzburg 
Anzutreffen jeden Donnerstag bei den Treffen von SWI in Salzburg,
19.30 Uhr im “Shakespeare”, Hubert-Sattler-Gasse 3

SLP-Amstetten
Anzutreffen samstags bei den Treffen von SWI, 16.00 Uhr,
Segafredo am Hauptplatz. Nicht regelmäßig:
Daher Termine unter Tel. 01/524 63 10 erfragen

Die SWI-Treffpunkte:

SWI in Wien
jd. Montag, 17.30 im Amerlinghaus, Wien 7., Stiftgasse 8. 

SWI in Salzburg 
jd. Do. 19.30 Uhr im “Shakespeare”, Hubert-Sattler-Gasse 3

SWI-Amstetten
Immer Samstags 16.00 Uhr, Segafredo am Hauptplatz. Nicht 
regelmäßig: Daher Termine unter Tel. 01/524 63 10 erfragen

S L P  I N  E I G E N E R  S A C H E

Zahlreiche Aktivitäten der SLP im Februar

SozialistInnen trotzen Schnee & Eis

S P E N D E N

John Evers, SLP Wien-Nord

Der deutsche Wettskandal
zieht nun in Österreich seine
Kreise: Der Hauptbeschuldigte
Ex-Schiedsrichter Hoyzer hat
manipulierte Spiele auch hier-
zulande angedeutet. Bundesli-
gaverantwortliche und Wett-
Unternehmen beteuern zwar,
dass dafür keine Anhaltspunk-
te existieren. Sie geben aber
ebenso zu, Vorkommnisse wie
im Nachbarland nicht aus-
schließen zu können. Erwogen
werden nun Wettverbote für
Fußballer und Ausweispflicht
für Wettkunden. Angesichts
der Tatsache, dass die von
Frank Stronach fast zur Gänze
gekaufte Liga in der Realität ei-
ne einzige sportliche Manipu-
lation ist, wirken diese Maß-
nahmen ohnehin lächerlich.
Sie gehen aber auch am eigent-
lichen Problem völlig vorbei.

Spielsucht und 
Riesenumsätze

Im Jahr 2004 wurden alleine
durch Sportwetten Umsätze in
der Höhe von 915 Millionen
Euro gemacht. Internetanbie-
ter BETandWIN.com meldete
unlängst einen Rekord-Quar-
talsumsatz von über 184 Mio.
EUR; ein Plus von 113 Prozent.
2002 erzielten die Casinos Au-
stria AG einen Gewinn (!) von
12,72 Millionen Euro (fast 180
Millionen ATS), von dem sie
übrigens laut ÖGB lediglich
1.6 % Steuern bezahlten.
Gleichzeitig gelten in Öster-
reich rund 100.000 Personen
als spielsüchtig. SPÖ und Grü-
ne, aber auch konservative
Kräfte nehmen nun den Wett-
skandal zum Anlass, um “Prä-
vention” zu fordern: “Der Vor-
stoß des Salzburger Landtages,
die Schutzbestimmung für Ju-

gendliche im Hinblick auf
die bis dato erlaubten Lotto,
Toto-Spiele sowie Rubbel-
lose zu erweitern, sollte
auch von den anderen
Bundesländern übernom-
men werden”, sagt Abg. z.
NR Silvia Fuhrmann, Ob-
frau der Jungen ÖVP. Das
sind reine Alibiaktionen!
Zur tatsächlichen Ent-
wicklung des europäi-
schen Glückspielsek-
tors meinte die European
Betting Association vor
wenigen Tagen: “Nach
Ansicht des General-
sekretärs der European Bet-
ting Association (“EBA”) Di-
dier Dewyn sind in Bezug auf
die Liberalisierung der europä-
ischen Sportwettmärkte deut-
lich Fortschritte feststellbar.”

Tägliche Wettskandale

Während man dem ÖGB In-
formationssendungen zu den
Pensionskürzungen im ORF
verweigerte, flimmern fast täg-
lich ganze Glücksspielshows
im staatlichen Rundfunk. Iro-
nischerweise wird z.B. gerade
das “Millionenrad” von je-
mandem moderiert, dessen er-
hebliche Finanzprobleme öf-
fentlich bekannt sind. Ebenso
gibt es im Sport keinen Event
ohne Zocken. Tatsächlich ist
das aber nur die Spitze eines
kapitalistischen Eisberges. Her-
bert Prohaska und andere
Sportler bewerben “Quadriga-
Superfund”-Anleihen - also
Spekulation - als ideale Geld-
anlage für den “kleinen Mann”.
Österreichs Banken überschla-
gen sich geradezu dabei, ihren
Kunden extrem unsichere

Fremdwährungs-
kredite mit kaum
abschätzbarem
Risiko anzudre-
hen (+12,4 %
gegenüber dem 

Vorjahr). Der Löwenanteil da-
von dient zur Finanzierung
elementarer Bedürfnisse: Es
handelt sich um Wohnungs-
und Hausbaukredite in einer
durchschnittlichen Höhe von
100.000 - 130.000 Euro! Es spe-
kulieren hier Menschen, die ei-
gentlich viel zuwenig Geld zum
(ver)spekulieren besitzen.

Risiko und Kapitalismus 

Die Tendenz zum finanziel-
len Risiko hat im Kapitalismus
also zwei - durchaus miteinan-
der verknüpfte - Seiten: Er-
stens wird  Zocken als erstre-
benswerte und coole Lebens-
einstellung, ja fast als Notwen-
digkeit präsentiert und ver-
marktet. Zweitens gibt es vor,
Bedürfnisse zu befriedigen,
welche die kapitalistische Wa-
renwelt permanent hervorruft
oder erfindet. Übrig bleibt für
viele ein schwarzes Loch: “Ein
Viertel aller Österreicher hät-

ten kein Geld für unerwartete
Ausgaben, 223.000 Personen
seien mit den Zahlungen im
Rückstand” (der Standard,
11.2.2005).

Lösungsstrategien

Schuldnerberatungen, Arbei-
terkammern und Gewerk-
schaften appellieren in diesem
Zusammenhang an die Ban-
ken, “mehr soziale Verantwor-
tung zu zeigen.” Das wäre ge-
nauso, wie denselben Appell an
die Wettbüros zu richten. Bei-
des ist sinnlos! Wesentlich effi-
zienter wären da z.B. zweckge-
bundene Steuern für Glück-
spiel und Kreditwesen, die
dann Beratungsstellen zuflie-
ßen, eine Stärkung des Konsu-
mentenschutzes, Ausbau nie-
drigschwelliger  Entschul-
dungsmöglichkeiten für kleine
PrivatschuldnerInnen, etc …
Eine komplette Vergesellschaf-
tung aller Glückspielgeschäfte,
Banken und Kreditinstitute
könnte ein weiterer wichtiger
Schritt sein. Gleichzeitig müs-
ste dafür gesorgt werden, dass
zumindest elementare Bedürf-
nisse, wie eben z.B. ausreichen-
der und leistbarer Wohnraum
und ein Mindestlohn von
1.100 Euro, für jede/n garan-
tiert sind, um der Verschul-
dung eine wesentliche soziale
Grundlage zu nehmen. Das
Grundproblem liegt letztlich
im System: Der Kapitalismus
selbst machte das Zocken zur
Heilslehre. Der Sozialismus
basiert demgegenüber auf de-
mokratischer Planwirtschaft,
in der wenig gesellschaftlicher
Raum für (Ab)Zocke bestehen
bleiben wird …

Tägliche Wettskandale
Überlegungen zum “Risiko” in einer kapitalistischen Gesellschaft 

Dokumente der SLP-Konferenz 2005
KKllaasssseennkkäämmppffee:: KKeeiinn  EEnnddee  iinn SSiicchhtt
RReessoolluuttiioonn  zzuurr  WWiieenneerr  WWaahhll

A5, 20 Seiten, EUR 2,-- (inkl. Versand)

Broschüre wird bei Überweisung auf Konto PSK 8812.733 
zugesandt. Namen, Anschrift und Kennwort nicht vergessen!

Argumente gegen 
den Neoliberalismus!

Die SLP bietet zu vielen aktuellen und historischen Themen
Broschüren an, welche Antworten auf brennende Fragen aus
der Sicht von ArbeitnehmerInnen, Jugendlichen und Frauen
Antworten formulieren.

Ein Gesamtverzeichnis der verfügbaren Titel (Von A wie Ar-
beitszeitverkürzung bis Z wie Zapatistenaufstand in Chiapas)
kannst du / können Sie unter Tel. 01/524 63 10 ordern.

Unsere Empfehlung 

des Monats:

Dürsten musste wenigstens niemand; schließlich hatte man am Eingang,
gleich neben der Kolporteurin von “Vorwärts, der sozialistischen Zeitung 
gegen Sozialabbau” Gratis-Mineralwasser ausfassen können.

Der Standard, Bericht von der Bank Austria Betriebsversammung im Austria Center, 22.2.2005

“Bankraub ist eine Initiative von Dilettanten.
Wahre Profis gründen eine (Spiel-)Bank.”

frei nach Berholt Brecht
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Dorniger Weg 
zur neuen 

ArbeiterInnenpartei 

DDeeuuttsscchhllaanndd:: Wenige Wochen
vor den Landtagswahlen in
NRW steht die  “Alternative So-
ziale Gerechtigkeit” ASG vor
einer inneren Zerreißprobe.
Der Bundesvorstand der ASG
will an unserer Schwesterpartei
SAV offensichtlich ein Exempel
vollziehen und unsere Genos-
sInnen mit zum Teil absurden
Vorwürfen aus dieser neuen
Partei drängen. Bis jetzt gab es
weder eine breite Information
noch Diskussion in der Mit-
gliedschaft. Klar scheint, dass
es einem Teil der ASG-Füh-
rung um eine Abgrenzung
nach links geht. Die SAV-Ge-
nossInnen meinen dazu: “Die
kontroverse Debatte muss jetzt
im Hinblick auf den Bundes-
parteitag geführt und die offe-
nen Fragen beantwortet wer-
den. Die ASG hat nur eine Zu-
kunft, wenn sie breit und de-
mokratisch wird. Aber die Par-
tei muss auch nach außen ge-
wendet und der Wahlkampf in
NRW engagiert geführt wer-
den. SAV-Mitglieder werden
dies mit aller Kraft tun.”

Auführliche Stellungnahme:
www.sozialismus.info

Sieg für kämpferische
Gewerkschaftspolitik

BBrriittaannnniieenn::  Nach Jahrzehnten
der Niederlagen für die briti-
sche Gewerkschaftsbewegung
gibt es nun erstmals wieder
landesweite Erfolge. Nach ei-
nem langen Arbeitskampf im
öffentlichen Dienst schlägt die
Gewerkschaft PCS (Gewerk-
schaft der Staatsangestellten)
ihren Mitgliedern einen Tarif-
vertrag zur Annahme vor, wel-
cher bis zu 20 Prozent Lohner-
höhung bedeutet. PCS-Vorsit-
zende Janice Godrich ist Mit-
glied der International Socia-
lists, der Schwesterorganisa-
tion der SLP in Schottland, der
Stellvertretende Generalsekre-
tär und mehrere Vorstandsmit-
glieder sind aktiv in der Socia-
list Party, der Schwesterpartei
der SLP in England und Wales.
Generalsekretär Mark Serwot-
ka ist ebenfalls überzeugter So-
zialist. Der Arbeitskampf in
der Behörde für Arbeit und
Renten (DWP) hatte sich über
18 Monate hingezogen. Dazu
gehörten sechs Streiktage, viele
spontane Aktionen, Dienst
nach Vorschrift und die Weige-
rung der Kolleginnen und Kol-
legen, Überstunden zu ma-
chen. Im Laufe der Aktionen
konnte die Gewerkschaft PCS
17.000 neue Mitglieder (bei
300.000 Mitgliedern insge-
samt) gewinnen.

Neues aus dem CWI

www.socialistworld.net

Jan Rybak, SLP Salzburg

Etwa zwei Wochen war Sri
Lanka auf Grund der Flutkat-
astrophe in allen Schlagzeilen.
Mittlerweile ist es still gewor-
den. Über 1.000.000 Men-
schen sind direkt vom Tsuna-
mi betroffen. 30.000 Men-
schen sind ihm zum Opfer ge-
fallen. Zwischen 549.000 und
896.000 Familien sind ob-
dachlos.

Nach der Katastrophe

Täglich müssen sich Men-
schen bis zu zehn Stunden an-
stellen, um Lebensmittel, sau-
beres Wasser und Medika-
mente zu bekommen. Die Re-
gierung behandelt ihre eige-
nen BürgerInnen wie Bettler.
Die einzige finanzielle Ent-
schädigung, welche die Be-
troffenen erhalten, sind 5.000
Rupien (ca. 38 Euro) im Falle
eines Begräbnisses von Ange-
hörigen. Oft herrscht das
“Recht des Stärkeren”, wenn es
um die Verteilung der lebens-
notwendigen Güter geht. Es
häufen sich auch die Berichte
darüber, dass die Armee große
Teile der Hilfslieferungen be-
schlagnahmt und für sich
selbst verwendet. Die United
Socialist Party (USP) - die Sri

Lankesische Sektion des Ko-
mitee für einen ArbeiterIn-
neninternationale - kämpft
für die demokratische Vertei-
lung der Hilfslieferungen
durch gewählte Komitees der
Betroffenen.

Tsunami als Alibi 
für die Herrschenden

Seit der Unabhängigkeit Sri
Lankas von der britischen Ko-
lonialmacht schwelt ein Kon-
flikt zwischen der tamilischen
Minderheit (ursprünglich
südindische Plantagenarbei-
terInnen, die ab 1840 von den
Briten nach Sri Lanka geholt
wurden) im Norden und
Osten, und den SinghalesIn-
nen, der Bevölkerungsmehr-
heit (etwa 74%). In den 80er
Jahren kam es zum Krieg der
LTTE (Liberation Tigers of
Tamil Eelam), die einen unab-
hängigen TamilInnenstaat im
Norden und Osten fordern,
und den Regierungstruppen.
Vor der Flutkatastrophe am
26. Dezember 2004 zeichnete
sich eine neue Zuspitzung des
Konfliktes ab. Die Katastro-
phe wird von der Regierung
benutzt, um weiter gegen die
TamilInnen vorzugehen. Im
Zuge dessen wurden alle Zu-
fahrtswege in die tamilisch

kontrollierten Inselteile von
der Armee gesperrt, um der
tamilischen Bevölkerung kei-
ne Hilfslieferungen zukom-
men zu lassen. Angesichts der
Auflagen von IWF und Welt-
bank wird von der Regierung
massiver Sozialabbau betrie-
ben, und auch Wasser, Elektri-
zität, Öl, und Teile der Eisen-
bahnen sollen privatisiert
werden. In vielen Städten des
Landes gibt es Bewegungen
gegen die Politik der Regie-
rung.

USP im Kampf für 
ArbeiterInnenrechte

Die United Socialist Party
stellt in Sri Lanka eine Be-
sonderheit dar, da sie die ein-
zige sozialistische Partei ist, in
der sowohl SinghalesInnen als
auch TamilInnen organisert
sind. Sie beteiligt sich im
Kampf gegen die Privatisie-
rungs- und Sozialabbaupoli-
tik der Regierung, und fordert
demokratische Kontrolle über
die Hilfslieferungen. Sie tritt
für volles Selbstbestimmungs-
recht aller in Sri Lanka leben-
den Menschen und das Recht
der TamilInnen auf Selbstbe-
stimmung ein.

SSppeennddeenn:: PPSSKK 88881122..773333
KKeennnnwwoorrtt::  SSrrii  LLaannkkaa

Sri Lanka nach dem Tsunami
Anlässlich des Besuchs eines Genossen aus Sri Lanka im März ein aktueller Lagebericht

Von Nadine Schenner,
SLP Wien-Mitte

In den letzten Jahren dräng-
ten immer mehr Unterneh-
men auf den osteuropäischen
Markt: Billiglöhne, märchen-
haft niedrige Steuern und
schwache Gewerkschaften
scheinen gute Profite zu ga-
rantieren. Neusiedler/ Mondi
- ein multinationaler Konzern
mit Werken und Verkaufstel-
len  in Ungarn, Israel, Öster-
reich und anderen Ländern -
ist ein solches Unternehmen.
Im slowakischen Ruzomberok
tobt seit einiger Zeit ein hefti-
ger Arbeitskampf zwischen
dem Konzern und Teilen sei-
ner dortigen Belegschaft.

Stellenabbau und 
Hungerlöhne

Als Mondi/Neusiedler das
Werk übernommen hatte, ver-
sprachen sie die Einstellung
von 400 neuen Beschäftigten
bis 2006. Doch anstatt diesem
Versprechen nachzukommen,
ist die MitarbeiterInnenzahl
von 2.400 auf 2.200 gesunken.
Gleichzeitig hat Mondi welt-
weit einen Gewinn von ca.
1.596 Mrd. Dollar (2003) ge-
macht. Dazu kommt noch,
dass die ArbeiterInnen im so-
wakischen Werk nur etwa
20% des Gehalts ihrer Öster-
reichischen KollegInnen be-
kommen: 250 Euro pro Mo-
nat, bei Lebenshaltungskosten
in der Region Bratislava von
90 % des EU-Schnitts.

ArbeiterInnen wehren
sich verzweifelt

Unter diesen Umständen ha-
ben einige ArbeiterInnen im
September 2004 eine Unter-
schriftenliste für eine Erhö-
hung der Stundenlöhne um
50 Kronen (das sind 1,25 Eu-
ro) pro Stunde organisiert. In-
zwischen haben bereits 1223
ArbeiterInnen des Werks für
Lohnerhöhungen unter-
schrieben. Die Antwort auf
diese Initiative waren Ein-
schüchterungen der Mitarbei-
terInnen durch Management
und die offizielle Gewerk-
schaft, sowie die Kündigun-
gen von 5 Leuten, welche die
Liste organisiert hatten. Vor
allem hat die offizielle Ge-
werkschaft diesen Kündigun-
gen nicht widersprochen,
weshalb den Kollegen nichts
anderes übrig blieb, als eine
neue Gewerkschaft zu grün-

den: Die  ZOO-Papier. Die
Firmenleitung reagierte dar-
auf mit der Entlassung von
weiteren 14 Aktivisten. Die
ZOO-Papier erfüllt alle Krite-
rien, die eine Gewerkschaft er-
füllen muss und ist somit offi-
ziell anerkannt - wie übrigens
dutzende andere Gewerk-
schaften in der Slowakei. Nur
die Firmenleitung ist nicht be-
reit, auch nur Verhandlungen
mit der ZOO-Papier aufzu-
nehmen. Sie will den Konflikt
aussitzen und hat die fünf
mittellosen Kollegen auf 20
Mill. Kronen (ca. 500.000 Eu-
ro) “Schadenersatz” verklagt!

Was geht uns das an?

Immer wieder sind Arbeiter-
Innen in Österreich davon be-
troffen, dass Firmen in Länder
abwandern, wo sie billiger
produzieren können bzw. sie
verwenden die Zweigstellen in

den anderen Ländern, um hier
bei uns den Lohn drücken zu
können, nach dem Motto:
“Regt euch nicht über Über-
stunden oder euer Gehalt auf,
wir könnten auch abwandern
und dann habt ihr gar keinen
Job mehr.” Deshalb ist es für
die Unternehmensleitung
ziemlich wichtig, dass sie Wer-
ke in verschiedenen Ländern
gegeneinander ausspielen
kann. Interessant ist auch zu
wissen, dass z.B in der Unter-
nehmensleitung im Mondi
Werk in Ruzomberok der
Österreichische Industriellen-
vereinigte Veit Sorger das Sa-
gen hat. Nun stellt sich die
Frage: “Warum sollte er die
Ausbeutung, die er in der Slo-
wakei betreibt, nicht auch bei
uns einführen?” Aus diesem
Grund ist es gerade in der
heutigen Zeit des sogenann-
ten Lohndrückens sehr wich-
tig, sich mit den ArbeiterIn-

nen anderer Werke zu solida-
risieren, das heißt ihren Ar-
beitskampf zu unterstützen.
Denn wenn die ArbeiterInnen
z.B. in der Slowakei genauso
viel verdienen würden wie
wir, dann müssten wir nicht in
ständiger Angst leben, dass die
Unternehmen in andere Län-
der abwandern. Wir rufen
deshalb vor allem die betroffe-
nen österreichischen Gewerk-
schaften – wie Druck, Journa-
lismus, Papier und die Ge-
werkschaft der Chemiearbei-
terInnen – auf, die KollegIn-
nen in der Slowakei solida-
risch zu unterstützen!

Österreichische Gewerkschafter-
Innen sind solidarisch mit den
slowakischen KollegInnen und
fordern:

h Die Wiedereinstellung der
14 jüngst Gekündigten 
sowie der fünf ursprünglich
gekündigten  AktivistInnen

h Ein Ende der Kündigungen
h Sofortige Aufnahme von 

Verhandlungen über die 
ursprünglichen Forderungen
der Beschäftigten sowie das
von “ZOO Papier” geplante
Sozialprogramm

h Die offizielle Anerkennung
der Vertretung der 
Beschäftigten, ZOO Papier

Forderungen aus dem Brief der SLP an
Dr. Veit Sorger, Präsident der Industriel-
lenvereinigung Österreich und Vorsitzen-
der des Mondi Aufsichtsrates

Lohnerhöhungen in der Slowakei - unser Gewinn!
Der Arbeitskampf der KollegInnen in Ruzomberok aus Sicht einer jungen Sozialistin

SLP-Kundgebung für die 
KollegInnen in Ruzomberok
vor der Zentrale der Indu-
striellenvereinigung in Wien.

im März, Wien, Linz, Salzburg

Diskussion:
“Sri Lanka: Tsunami, Bürger-
krieg und Neoliberalismus”
Bericht über die Lage nach der
Katastrophe und die politische
Arbeit der USP

von Upul Nisantha Siri-
wardana, Mitglied des Free
Trade Union Centre & der USP,
der sri-lankesischen Schwester-
partei der SLP.

Samstag, 19. März, 1830 Uhr
Amerlinghaus,Wien 7., Stiftg. 8 

Montag, 21. März, 1830 Uhr
Gewerkschaft d.Chemiearbeiter,
Wien 6., Stumperg. 60

Dienstag, 22. März, 1830 Uhr
in Linz, Lokal bitte unter  Tel.
01/524 63 10 erfragen.

Mittwoch, 23. März, 1830 Uhr
in Salzburg, Lokal bitte unter
Tel. 01/524 63 10 erfragen.

T E R M I N E



John Evers, SLP Wien-Nord

“Nationale Weltanschauung
und Umsetzung in den politi-
schen Kampf”, unter diesem
Titel mobilisiert der rechtsex-
treme “Bund Freier Jugend”
zum “Tag der volkstreuen Ju-
gend” am 19. März 2005. Ein-
mal mehr ist Oberösterreich
Zentrum dieses jährlich statt-
findenden Naziauftriebs.
Auch in der deutschen rechten
Szene wird dafür geworben:
Auf der Terminliste der
“Deutschen Stimme” findet
sich das BFJ-Treffen gleich ne-
ben Themen wie “Biologische
Kriegsführung? Die Massen-
einwanderung vor dem
Hintergrund globaler Kriegs-
ziele” und Demonstrations-
aufrufen der NPD. 2004 nah-
men an dieser “Tagung” des
BFJ laut Dokumentationsar-
chiv des Österreichischen
Widerstandes  “rund 100
Rechtsextremisten und Neo-
nazis aus Österreich und
Deutschland” teil.

Naziszene in Vorarlberg

Auch Vorarlberg wurde in
den letzten Jahren zu einem
Tummelplatz der internatio-
nalen Naziszene. In der Skin-
szene rekrutiert und organi-
siert eine internationale kon-
spirativ agierende Gruppe;
mit “Tollschock” ist eine sze-
nebekannte rechtsextreme
Band in Vorarlberg beheima-
tet; die Fußballkultur ist
rechts unterwandert (bei den
“Schwarz-Weißen”, “Walhal-
la” - Stube in Lustenau) eine
“Kameradschaft” nimmt das
Erbe der SS auf, und im
Mittelschülerbereich agiert
eine akademische Kamerad-
schaft, deren “alter Herr” in
der Szene nicht unbekannt
sein soll. Die Landessicher-
heitsdirektion in der ÖVP-

Hochburg Vorarlberg schaute
der Reorganisierung und Fi-
nanzierung der Szene tatenlos
zu. (Aus dem Aufruf zur inter-
nationalen Demonstration
gegen Rechts am 26.2, redak-
tionell gekürzt)

SLP und SWI mobilisieren 

Für SLP und SWI-Mitglie-
der aus Wien, Niederöster-
reich, Oberösterreich und
Salzburg ist es selbstverständ-
lich, die Kampagne gegen die
Szene in Vorarlberg aktiv zu
unterstützen und auch in an-
deren Bundesländern be-
kannt zu machen. In Ober-
österreich spielen wir selbst
eine zentrale Rolle beim
Kampf gegen den BFJ. Wir
setzten uns dafür ein, dass
man versucht, Nazitreffen
durch möglichst breite Mobi-
lisierungen tatsächlich zu ver-
hindern. Auch aufgrund der
erfolgreichen und starken
Antifa-Demo im Oktober
2004 in Linz  wagt es der BFJ
bis heute nicht, seine Veran-
staltungsorte öffentlich anzu-
kündigen. Am “Tag der Volks-
treuen Jugend” werden wir
uns deshalb bemühen, flexibel
zu bleiben um falls möglich,
dort hinzufahren, wo sich die

extreme Rechte tatsächlich
treffen möchte.

Warum sind Nazis heute
gefährlich?

Wir sind der festen Überzeu-
gung, dass die überwältigende
Mehrheit von Arbeitnehme-
rInnen und Jugendlichen mit
Nazigruppen wie dem BFJ
nichts zu tun haben will. Wa-
rum halten wir diese trotzdem
für gefährlich? Erstens wissen
wir, dass Nazis immer - vor al-
lem, wenn sie sich stark genug
fühlen - eine gewalttätige Be-
drohung für MigrantInnen,
GewerkschafterInnen und
Linke bedeuten. In diesem
Sinne: Wehret den Anfängen!
Zweitens erhalten die rechten
Hetzer täglich neue Unter-
stützung durch die offizielle
Politik und die Medien: Auf
der Homepage des BFJ findet
sich  z.B. nicht nur ein Bild
von “Prinz”Harry mit Haken-
kreuzarmbinde, sondern jede
Menge Hetze gegen TürkIn-
nen, angebliche schwarze
Drogendealer, so genannten
“Asylmissbrauch” … All das
sind auch die Themen eta-
blierter Parteien, allen voran
der FPÖ und der schwarz-
blauen Bundesregierung, die

beispielsweise ernstlich pla-
nen, Flüchtlingsberatungs-
stellen künftig wegen “Anstif-
tung zum Asylbetrug” zu kri-
minalisieren (siehe Seiten 4
und 5). Doch nicht nur da-
durch werden Nazis gestärkt.

Was bieten “die da oben”
Jugendlichen heute?

Nichts! Vergleicht man bei-
spielsweise das Jahr 2004 mit
2000, so stieg die Jugendar-
beitslosigkeit in Oberöster-
reich im Jahresschnitt um un-
glaubliche 51,8%! Die wach-
sende Entfremdung  gegenü-
ber einer Politik die Ver-
schlechterungen als Reformen
verkauft und einem kapitali-
stischen System, das in Öster-
reich – mit mindestens
360.000 Menschen ohne Ar-
beit –  einen neuen Negativre-
kord zu verbuchen hat, ist
heute Dreh und Angelpunkt
antifaschistischer Strategie.
BFJ und andere geben sich an-
gesichts solcher Entwicklun-
gen in ihrer Propaganda be-
tont “antikapitalistisch”. Wie
die Nazis damals behaupten
sie auch heute über sich:“Eine
Bewegung kennt keine Klas-
sen, Stände, Unterschiede ih-
rer Angehörigen”. Was sie

allerdings als Rechtsextreme
tatsächlich anstreben, ist eine
Gesellschaft der Ungleichheit,
in der sich vor allem Besitzlo-
se und sozial Schwache mit ih-
rem Schickssaal abzufinden
haben und MigrantInnen ver-
trieben werden: “Jeder an sei-
nem Platz”fordert der BFJ fol-
gerichtig wörtlich!

Unser Beitrag 
zum “Gedenkjahr”: Anti-

faschismus und Sozialismus

Die ArbeiterInnenbewegung
und die mit ihr verbundenen
Jugend-Bewegungen stehen
in einer stolzen antifaschisti-
schen Tradition: Der Grossteil
des aktiven Widerstandes ge-
gen das NS-Regime und gegen
den Austrofaschismus wurde
von KommunistInnen und
revolutionären SozialistInnen
geleistet. Kapitalismus bedeu-
tet heute wieder wachsende
soziale Not und steigende
Hetze gegen MigrantInnen,
JüdInnen etc … Wir kämpfen
deshalb für einen Antifa-
schismus mit Alternativen
zum bestehenden System: Ei-
ne Gesellschaft der sozialen
Gleichheit und Gleichwertig-
keit aller Menschen - den So-
zialismus.

Do., 17. März, Salzburg

Diskussion: “Der rechtsextre-
me Bund freier Jugend”
SLP & SWI Salzburg (siehe S.6)

Fr., 18. März, Linz

Kundgebung: “Stop BFJ! Ver-
hindert das Nazitreffen in OÖ”
1530 Uhr, Hauptbahnhof Linz,
anschließend gemeinsame
Fahrt nach Marchtrenk, wo das
Nazitreffen stattfinden soll.

Jetzt mitmachen! Telefon 01/ 524 63 10 Mail slp@slp.at Web www.slp.at

Naziszene      kann 

zerschlagen werden
Fühlen sich Neonazis auch in Österreich im Aufwind?

Solidaritätspreis: EUR 2,00

Preis: EUR 0,80 
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Wofür wir stehen

Nein zum Sozialabbau! Statt
Subventionen für die Privat-
wirtschaft ein öffentliches 
Investitionsprogramm bei 
Gesundheit, Bildung,
Wohnbau und Verkehr.
Mindestlohn 1.100 Euro netto!
Sofortige Arbeitszeit-
verkürzung auf 30 Stunden
pro Woche bei vollem Lohn-
und Personalausgleich.
Nein zur Sparpropaganda!
Wiedereinführung der
Vermögenssteuer, Abschaffung
des Stiftungsrechtes sowie Ein-
führung einer echten Steuer-
progression und 
einer Wertschöpfungsabgabe
zur Finanzierung von Gesund-
heits-, Bildungs-, Arbeitslosen-
und Pensionsversicherung.
Schluss mit der doppelten und
dreifachen Ausbeutung von 
Frauen in Beruf und Familie!
Abschaffung aller diskriminie-
renden Gesetze, volle rechtli-
che Gleichstellung aller in
Österreich lebenden Menschen
Volle Gleichberechtigung für
Schwule, Lesben und Bisexuelle
Für einen echten Kampf gegen
Umweltzerstörung. Kampf
dem Verursacher - der kapitali-
stischen Profitwirtschaft.
Nein zu einem repressiven 
Sicherheitsapparat, der das 
große Geld schützt. Kein Geld
für die Rüstung, keinen Beitritt
zu einem Militärbündnis.
Streichung bzw. keine Bezah-
lung der Schulden der soge-
nannten “Dritten Welt”, Zer-
schlagung der internationalen
Institutionen des Kapitals als
Folge einer internationalen
Kampagne der ArbeiterInnen-
bewegung.
Nein zur Sozialpartnerschaft -
Für kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften! 
SPÖ und Grüne bieten keine 
linke Alternative! Wir brau-
chen eine neue starke Partei
für ArbeiterInnen, Arbeitslose
und Jugendliche.
Nein zu Ausgliederungen und
Privatisierungen! Stattdessen
Überführung aller bereits 
privatisierten Betriebe sowie
der Schlüsselindustrie in
Gemeineigentum unter demo-
kratischer Kontrolle und Ver-
waltung der ArbeiterInnen.
Nein zur kapitalistischen EU
der Banken, Konzerne und 
Bürokraten. Für eine Födera-
tion sozialistischer Staaten von 
Europa auf freier und gleich-
berechtigter Grundlage.
Für eine geplante Wirtschaft 
unter demokratischer Kontrol-
le und Verwaltung der Beschäf-
tigten, in der Produktionspla-
nung von den gesellschaft-
lichen Bedürfnissen und nicht
vom Profit bestimmt werden.
Eine Revolution ist notwendig.
Lediglich Reformen führen
keine grundlegenden Verände-
rungen herbei. Die Arbeiter-
Innenbewegung und die Ju-
gend müssen für den Bruch
mit der kapitalistischen Wirt-
schaft und für den Sozialismus
kämpfen.

Das Programm der 
Sozialistischen LinksPartei
40 Seiten, EUR 3,00 inkl. Versand

Das Programm wird nach Überwei-
sung auf unser Konto PSK 8812.733
zugesandt. Namen und Anschrift
nicht vergessen!

Mehr

Programm!
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